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2.0 Entstehung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Bewerbungsphase

Einstellungsprozess
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Benachteiligungsverbote

Beteiligungspflichten
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Differenzierung

Rechtfertigung

Organisation

Rechtsfolgen

Mit dem am 18. August 2006 in Kraft getretenen Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) ist der 
Schutz vor Diskriminierungen, insbesondere im Arbeitsleben, umfassend und eigenständig gesetz-
lich geregelt worden. Die Regelungen beruhen auf mehreren Europäischen Gleichbehandlungs-
Richtlinien. Für das Verständnis der im AGG aufgezählten Unterscheidungsmerkmale sind die dem 
Gesetz zugrunde liegenden Richtlinien weiterhin von Bedeutung (richtlinienkonforme Auslegung).

Zuvor gab es in Deutschland auf einfachgesetzlicher Ebene lediglich das Gleichbehandlungsgebot hin-
sichtlich des Geschlechts. Wie sich aus § 2 I Nr.1 AGG ergibt, gelten bereits für Auswahlkriterien 
und Einstellungsbedingungen beim Zugang zur Erwerbstätigkeit sowie für den beruflichen Aufstieg 
die Gleichbehandlungsvorgaben des AGG.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Differenzierung

Unterscheidungsmerkmale

Benachteiligungsformen

Die beschäftigungsrechtlichen Vorschriften des AGG 
gelten für die in § 6 I AGG genannten Beschäftig-
tengruppen, darüber hinaus nach § 6 III AGG für 
den Zugang zu Beschäftigung und den berufli-
chen Aufstieg sogar für Selbständige und Organ-
mitglieder (beispielsweise bei der Nichtverlänge-
rung eines befristeten Geschäftsführeranstel-
lungsvertrags wegen Überschreitung eines be-
stimmten Alters).
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Differenzierung

Ethnische Herkunft Geschlecht

Religion/Weltanschauung Behinderung

Alter Sexuelle Identität

Sonstige Verbote

Unterscheidungsmerkmale
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Differenzierung

Unterscheidungsmerkmale

Ethnische Herkunft

Soziokulturelle Gruppe

Abwehr von Rassismus

Erfasst werden durch Vorurteile geprägte Vorstellungen 
über ethnische Herkunft und deren spezifische 
Eigenschaften, insbesondere das Abstellen auf 
rein äußerliche körperliche Merkmale wie Haut-
farbe.

Nicht erfasst vom Merkmal ethnische Herkunft wird die 
bloß regionale Herkunft (z.B. „Ossis“ oder „Wes-
sis“). Anders ist es dagegen bei Sorben und dä-
nischer Minderheit in Schleswig-Holstein.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Differenzierung

Unterscheidungsmerkmale

Geschlecht

Männer / Frauen

Transsexualität

Die Suche nach einer Hebamme schließt beispielsweise 
Männer ohne ersichtliche Rechtfertigung aus und 
stellt sich damit als Benachteiligung wegen des 
Geschlechts dar.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Differenzierung

Unterscheidungsmerkmale

Religion/Weltanschauung

Religiöse Grundhaltung

Was ist Weltanschauung?

Religion ist die transzendente Vorstellung von der Stel-
lung in der Welt und der Existenz höherer Mäch-
te, Weltanschauung dagegen die Einordnung des 
Weltgeschehen in große Zusammenhänge ohne 
transzendente Bezüge.

Sehr umstritten ist in diesem Zusammenhang, ob die 
Scientologen dies für sich in Anspruch nehmen 
können oder lediglich als wirtschaftliche Vereini-
gung anzusehen sind. Auch für rein politische 
Überzeugungen ist die Geltung des AGG um-
stritten.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Differenzierung

Unterscheidungsmerkmale

Behinderung

Schwerbehinderung

Sonstige Behinderung

Für die Definition von Behinderung kann auf die Vor-
schriften des § 2 SGB IX zurückgegriffen werden. 
Schwierig kann die Abgrenzung von Behinde-
rungen und Krankheit (vorübergehende Funkti-
onsbeeinträchtigung) sein.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Differenzierung

Unterscheidungsmerkmale

Alter

Jedes Lebensalter

Nicht Dienstalter
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Differenzierung

Unterscheidungsmerkmale

Sexuelle Identität

Sexuelle Orientierung

Grenzen des Strafrechts
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Differenzierung

Unterscheidungsmerkmale

Sonstige Verbote

Art. 3 III GG

§§ 823 ff. BGB
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Differenzierung

Benachteiligungsformen

Unmittelbar

Mittelbar

Belästigung

Anweisung

Im Bewerbungsfall ist von einer Benachteiligung nur 
auszugehen, wenn die Bewerberin beziehungs-
weise der Bewerber nach dem vom Arbeitgeber 
vorgegebenen Anforderungsprofil objektiv geeig-
net sind, da nur dann eine mit anderen vergleich-
bare Situation im Sinne des § 3 I AGG vorliegt. 
Außerdem verlangt die Rechtsprechung die so 
genannte subjektive Eignung (Ernsthaftigkeit ei-
ner Bewerbung), um nur aus finanziellen Beweg-
gründen stattfindendes AGG-Hopping zu unter-
binden.

Nach § 7 I 2 AGG liegt eine ungerechtfertigte Benach-
teiligung sogar dann vor, wenn die Person, die 
die Benachteiligung begeht, das Vorliegen eines 
Diskriminierungsmerkmals bei der Benachteili-
gung nur annimmt. Dies kann in der Bewerbungs-
phase relevant werden, wenn auf Arbeitgebersei-
te beispielsweise eine tatsächlich nicht vorhande-
ne Behinderung angenommen und zum Auswahl-
kriterium gemacht wird.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Differenzierung

Benachteilungsformen

Unmittelbar

Direkte Bezugnahme

Auch Schwangerschaft

Eine unmittelbare Benachteiligung im Sinne des § 3 I 
AGG setzt die ausdrückliche Bezugnahme auf ei-
nes der verpönten Unterscheidungsmerkmale 
voraus. Das dies dem Gesetzgeber im Hinblick 
auf die Schwangerschaft (Merkmal „Geschlecht“) 
nicht offensichtlich genug erschien, findet sich in 
§ 3 I 2 AGG eine gesonderte Klarstellung.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Differenzierung

Benachteilungsformen

Mittelbar

An sich neutrale Kriterien

Benachteiligende Wirkung

Wird ein Differenzierungskriterium nicht direkt ange-
sprochen, kann nach § 3 II AGG gleichwohl im 
Hinblick auf eine Vergleichsgruppe eine unzuläs-
sige Diskriminierung vorliegen (Ausschreibung ei-
ner Hausbewirtschaftung an ein Ehepaar = Dis-
kriminierung eingetragener gleichgeschlechtlicher 
Lebenspartnerschaft?).
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Differenzierung

Benachteilungsformen

Belästigung

Allgemein

Sexuell

Nicht ganz einfach zu beurteilen ist, wann die Belästi-
gungsschwelle im Sinne des § 3 III AGG über-
schritten ist. Unhöfliches Verhalten (insbesondere 
gegenüber der Damenwelt) dürfte jedenfalls nicht 
ausreichen, solange es nicht würdelos ist.

Im Anbahnungsprozess eines Arbeitsverhältnisses 
kommt eine sexuelle Belästigung im Sinne des §
3 IV AGG regelmäßig erst mit dem ersten per-
sönlichen Kontakt in Betracht, ist allerdings auch 
schon in einem Ausschreibungstext denkbar.



© Fachanwalt für Arbeitsrecht  Michael Loewer    www.jurati.de
Anwaltssozietät Jurati, Schönhauser Allee 83, 10439 Berlin 17

2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Differenzierung

Benachteilungsformen

Anweisung

Anweisung als solche

Ausführung unerheblich
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Rechtfertigung

„Positive Diskriminierung“

Besondere Rechtfertigung

Allgemeine Rechtfertigung
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Rechtfertigung

„Positive Diskriminierung“

Bestehende Benachteiligung

Geeignete Gegensteuerung

Nach § 5 AGG positive Maßnahmen zur Verhinderung 
oder Beseitigung bestehender tatsächlicher oder 
struktureller Nachteile wegen eines in § 1 AGG 
genannten Grundes zulässig, sofern sie objektiv 
angemessen und geeignet sind (z.B. Frauen-
oder Immigrantenförderung).
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Rechtfertigung

Besondere Rechtfertigung

Konfessionelles Selbstverständnis

Altersspezifische Anforderungen

§ 9 AGG bietet einen besonderen Rechtfertigungsgrund 
für Differenzierungen im Bereich konfessioneller 
und weltanschaulicher Bindungen (vgl. dazu das 
durch Art. 140 GG, Art. 136 ff. WRV 
gewährleistete Selbstverwaltungsrecht der 
Kirchen und sonstigen Religionsgesellschaften). 
Inwieweit die kirchlichen Arbeitgeber auch bei 
nicht „verkündungsnahen“ Tätigkeiten religiöse 
Loyalität verlangen dürfen, ist umstritten.

§ 10 AGG erlaubt Differenzierungen hinsichtlich des Al-
ters auch beim Zugang zu Beschäftigung. So ist 
§ 10 S. 3 Nr.3 AGG die Festsetzung eines 
Höchstalters für die Einstellung aufgrund spezifi-
scher Ausbildungsanforderungen eines bestimm-
ten Arbeitsplatzes oder aufgrund der Notwendig-
keit einer angemessenen Beschäftigungszeit vor 
dem Eintritt in den Ruhestand möglich.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Rechtfertigung

Allgemeine Rechtfertigung

Bezug zur Arbeitsaufgabe

Berufliche Anforderungen

Art der beruflichen Tätigkeit und Bedingungen der 
Ausübung können das Vorliegen oder Fehlen 
bestimmter Merkmale erfordern. Dann ist es nach 
§ 8 I AGG zulässig, eine Differenzierung 
vorzunehmen (z.B. Suche nach weiblichen 
Modellen für Vorstellung von 
Damenunterwäsche).

Ein in § 1 AGG genanntes Merkmal ist dann im Sinne 
des § 8 I AGG eine wesentliche und entscheiden-
de berufliche Anforderung, wenn die Tätigkeit oh-
ne dieses nicht anforderungsgerecht durchge-
führt werden kann.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteilungsverbote

Organisation

Einschaltung Dritter

Schulungspflichten

Dem Arbeitgeber wird das diskriminierende Handeln 
eingeschalteter Dritter (Agentur für Arbeit, Head-
hunter etc.) auch bei Stellenausschreibungen 
über § 278 BGB zugerechnet.

Außerdem unterliegt der Arbeitgeber den sich aus § 12 
AGG ergebenden Organisationspflichten.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteilungsverbote

Rechtsfolgen

Sanktionen

Durchsetzung

Neben dem Beschwerde- und Leistungsverweigerungs-
recht (§§ 13, 14 AGG, die im vorvertraglichen Be-
reich allerdings noch keine Rolle spielen), kann 
der Arbeitgeber wegen Diskriminierung nach § 15 
AGG zum Schadensersatz oder einer Entschädi-
gung verpflichtet sein.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Rechtsfolgen

Sanktionen

Schadensersatz

Entschädigung

Während der Schadensersatzanspruch nach § 15 I 
AGG ein Verschulden de Arbeitgebers voraus-
setzt, hängt die Entschädigungspflicht nach § 15 
II AGG nicht von einem verschulden ab.

Schadensersatz ist wegen materieller Einbußen zu ge-
währen, nach § 15 VI AGG allerdings nicht in 
Form einer Einstellungsverpflichtung. Entschädi-
gung ist die Geldwerte Wiedergutmachung für im-
materielle Schäden (Ehrverletzung, Persönlich-
keitsrecht). Im Regelfall ist der Entschädigungs-
anspruch nach § 15 II 2 AGG nach oben be-
grenzt.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Benachteiligungsverbote

Rechtsfolgen

Durchsetzung

Vorgerichtlich

Klageerhebung

Bei der vorgerichtlichen Geltendmachung von Ansprü-
chen nach § 15 I und II AGG sind die Ausschluss-
fristen des § 15 IV AGG zu beachten.

Außerdem gilt für Ansprüche im Sinne des § 15 I AGG 
nach § 61b ArbGG eine (wenig bekannte) drei-
monatige Klagefrist.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Beteiligungspflichten

Öffentliche Stellen

Betriebliche Vertretung

Bereits bei Anbahnung des Arbeitsverhältnisses kann es 
erforderlich sein, Behörden oder betriebliche Inte-
ressenvertretungen einzuschalten.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Beteiligungspflichten

Öffentliche Stellen

Kontakt zur Agentur für Arbeit

Verpflichtung zur Unterrichtung

Grundsätzlich besteht keine Pflicht zur Einschaltung der 
Agentur für Arbeit im Rahmen der Personalakqui-
se. Kommt ein zu besetzender Arbeitsplatz auch 
für einen schwerbehinderten Menschen in Be-
tracht, ist nach § 81 I 1, 2 SGB IX jedoch vor der 
Besetzung die Agentur für Arbeit zu kontaktieren, 
damit sich dort arbeitslos gemeldete schwerbe-
hinderte Menschen bewerben können.

Die Pflichten nach § 81 I SGB IX sollen die schlechtere 
Vermittelbarkeit schwerbehinderter Menschen 
mindern. Der Verstoß gegen diese Pflichten kann 
zu einer Diskriminierungsvermutung führen.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Anbahnungsphase

Beteiligungspflichten

Betriebliche Vertretung

Schwerbehindertenvertretung

Beteiligung des Betriebsrats

Bereits im Stadium der Personalplanung bestehen die 
Beteiligungstatbestände, so das Mitwirkungsrecht 
nach § 92 BetrVG (Personalbedarf, Personalbe-
schaffung, Personaleinsatz und Personalentwick-
lung).

Nach § 93 BetrVG kann der Betriebsrat zudem verlan-
gen (Initiativrecht), dass Arbeitsplätze, die besetzt 
werden sollen, allgemein oder für bestimmte Ar-
ten von Tätigkeiten vor ihrer Besetzung innerhalb 
des Betriebs ausgeschrieben werden, um im be-
triebsinternen Arbeitsmarkt Entwicklungschancen 
zu fördern.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Informationsfluss

Bewerberauswahl

Vorstellungskosten

Der Bewerberauswahl gehen mitunter eine Reihe von Nach-
forschungen, Untersuchungen und persönlichen Zu-
sammenkünften voraus, die eine Reihe von Fragen 
nach der Zulässigkeit bestimmter Vorgehens- oder Ver-
haltensweisen oder nach Aufklärungs-, Verschwiegen-
heits-, Mitwirkungs- und Obhutspflichten aufwerfen.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Informationsfluss

An Arbeitgeber

An Arbeitnehmer
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Informationsfluss

An Arbeitgeber

Informationsrechte

Informationspflicht

Rechtswirkungen
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Informationsfluss

An Arbeitgeber

Informationsrechte

Datenquellen

Datenschutz

Selbst wenn personenbezogene Daten nicht automati-
siert verarbeitet, genutzt oder für die Verarbei-
tung oder Nutzung erhoben werden, setzt dies 
nach § 32 I 1 BDSG im Einzelfall die jeweilige Er-
forderlichkeit voraus.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Informationsfluss

An Arbeitgeber

Informationsrechte

Datenquellen

Untersuchungen

Nachforschung

Bewerberunterlagen
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Informationsfluss

An Arbeitgeber

Informationsrechte

Datenquellen

Untersuchungen

Gesundheitsprüfung

Sonstige Erkenntnisse

Umstritten ist die Zulässigkeit von Einstellungsuntersu-
chungen (Gesundheitstests, psychologische 
Tests, Stressinterviews, Assessment Center), so-
weit nicht dazu eine gesetzliche Verpflichtung be-
steht (z.B. nach § 23 JArbSchG, Infektionsschutz 
in der Gastronomie). Letztlich ergibt sich die Ant-
wort auch hier nur nach einer Interessenabwä-
gung. Die Untersuchung muss einen ausreichend 
konkreten Bezug zur Arbeitsaufgabe aufweisen 
und sich auf eine Gefahrträchtigkeit für Dritte 
oder den Bewerber selbst beziehen (z.B. Reakti-
onsfähigkeit von Kraftfahrern).

Erhebung beziehungsweise Verwertung gentechnischer 
Erkenntnisse sind nach § 19 GenDG grundsätz-
lich unzulässig und nur in den in § 20 GenDG ge-
nannten Situationen ausnahmsweise möglich. Ein 
Verstoß gegen diese Verbote löst nach § 21 II 
GenDG dem § 15 AGG vergleichbare Schadens-
ersatz- oder Entschädigungspflichten aus. Blut-
tests oder Drogenscreening setzen erheblich 
überwiegende Interessen des Arbeitgebers vor-
aus (z.B. Ansteckungsgefahren oder besonders 
risikobehaftete Tätigkeiten).
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Informationsfluss

An Arbeitgeber

Informationsrechte

Datenquellen

Nachforschung

Soziale Aktivitäten

Vorbeschäftigungen

Insbesondere die erhöhte Aktivität vieler Menschen in 
sozialen Netzwerken führt zur öffentlichen Prä-
sentation persönlicher Hintergründe und Eigen-
schaften (Vorlieben aller Art, verletzungsträchtige 
sportliche Aktivitäten etc.). Selbst wenn diese In-
formationen öffentlich abrufbar sind, bestehen 
durchaus rechtliche Bedenken, dass ein potenzi-
eller Arbeitgeber derartige Informationsquellen 
uneingschränkt nutzt (eine konkrete Reglemen-
tierung durch Änderungen im BDSG ist allerdings 
geplant).

Jedenfalls besteht im Rahmen des § 33 BDSG eine 
Pflicht zur Benachrichtigung des Betroffenen. In 
der Praxis wird diese regelmäßig wenig ernst ge-
nommen, zumal ein Nachweis des Verstoßes in 
vielen Fällen kaum möglich sein und der Einfluss 
der Informationen auf eine Absage nicht offen ge-
legt wird. Vergleichbar ist die Problematik im Zu-
sammenhang mit der Einholung von Auskünften 
von vorherigen Arbeitgebern ohne ausdrückliche 
Zustimmung des Bewerbers.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Informationsfluss

An Arbeitgeber

Informationsrechte

Datenquellen

Bewerberunterlagen

Bewerbungsmappe

Fremdauskünfte

Nicht selten wird die Vorlage eines polizeilichen Füh-
rungszeugnisses verlangt. Die Interessenkollision 
geht hier jedoch im Regelfall zugunsten des Be-
werbers (Geheimhaltungsinteresse) aus, sofern 
keine sicherheitsrelevanten Bereiche oder Tätig-
keiten betroffen sind, in denen hohe Vermögens-
werte anvertraut werden.

SCHUFA-Auskünfte dürfen nicht verlangt oder verwertet 
werden, wenn sie (wie regelmäßig) in hohem Ma-
ße Einblick in die persönliche Lebensführung er-
möglichen und keinen ausreichenden Bezug zur 
in Aussicht genommenen Tätigkeit aufweisen.



© Fachanwalt für Arbeitsrecht  Michael Loewer    www.jurati.de
Anwaltssozietät Jurati, Schönhauser Allee 83, 10439 Berlin 37

2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Informationsfluss

An Arbeitgeber

Informationspflicht

Recht zur Nachfrage

Offenbarungspflicht

Die (beschränkte) Informationspflicht des Bewerbers 
und Informationsinteresse des Arbeitgebers dek-
ken sich nicht notwendigerweise. Dann stellt sich 
die Frage, ob das Informationsbedürfnis des Ar-
beitgebers hinter dem Persönlichkeitsrecht des 
Arbeitnehmers (Schutz der Privatsphäre) zurück-
zustehen hat.

Der Interessenkonflikt ist durch eine umfassende Inte-
ressenabwägung zu lösen, wobei nur arbeits-
platzbezogene Gesichtspunkte relevant sein dür-
fen.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Informationsfluss

An Arbeitgeber

Informationspflicht

Recht zur Nachfrage

Fachliche Eignung

Persönliche Eignung

Nur in so genannten Tendenzbetrieben (Kirchen, Arbeit-
geberverbände, Gewerkschaften) erstreckt sich 
das Fragerecht auf persönliche Umstände wie et-
wa Gewerkschaftszugehörigkeit oder konkretes 
Religionsbekenntnis. Weiterhin kontrovers wird 
die Frage nach der Mitgliedschaft Scientology 
diskutiert, da von einigen Gerichten vertreten 
wird, dass diese Vereinigung keine religiösen, 
sondern vor allem wirtschaftliche Interessen ver-
folgt.

Die Frage nach Vorstrafen muss eine Arbeitsplatzrele-
vanz aufweisen (Vermögensstraftaten von Kas-
sierern, Verkehrsdelikte bei Kraftfahrern, Sexual-
delikte bei Betreuungspersonen).
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Informationsfluss

An Arbeitgeber

Informationspflicht

Recht zur Nachfrage

Fachliche Eignung

Beruflicher Werdegang

Mitgliedschaften

Art. 9 III 2 GG verbietet jede nachteilige Behandlung we-
gen der Koalitionszugehörigkeit. Ein Fragerecht 
des Arbeitgebers nach der Gewerkschaftszuge-
hörigkeit von Bewerbern ist deshalb grundsätzlich 
ausgeschlossen.

Aufgabenbezogene Fragen nach Umständen, die die 
Vorbeschäftigungen betreffen, sind zulässig. Ins-
besondere darf sich der Arbeitgeber nach Zeug-
nissen und der Dauer der jeweiligen Beschäfti-
gungsverhältnisse erkundigen.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Informationsfluss

An Arbeitgeber

Informationspflicht

Recht zur Nachfrage

Persönliche Eignung

Gesundheitszustand

Schwangerschaft

Fragen nach dem Gesundheitszustand, insbesondere 
behinderungsbedingter Einschränkungen, und 
nach Schwangerschaften sind heikel. Gesund-
heitliche Einschränkungen können ausschließlich 
von rechtlicher Relevanz sein, wenn eine be-
stimmte körperliche Eigenschaft unabdingbare 
Voraussetzung für die in Aussicht genommene 
Tätigkeit ist (körperliche Ungeeignetheit bei 
Schreibkraft). Fragen nach Drogenkonsum und 
Abhängigkeiten weisen diskriminierungsrelevante 
Momente auf und können im Zweifelsfall einen 
Verstoß gegen das AGG bedeuten.

Die Frage nach einer Schwangerschaft dürfte zwischen-
zeitlich ohne Ausnahme unzulässig sein. Früher 
wurde sie noch zugelassen in einigen Fällen nur 
für einen befristeten Zeitraum vorgesehener Ein-
stellung. Dem dürfte mittlerweile die Rechtspre-
chung des EuGH entgegenstehen.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Informationsfluss

An Arbeitgeber

Informationspflicht

Offenbarungspflicht

Rechtsgrundlage

Tätigkeitsbezug
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Informationsfluss

An Arbeitgeber

Rechtswirkungen

Wahrheitspflicht

„Recht zur Lüge“

Auf zulässige Fragen ist wahrheitsgemäß zu antworten. 
Im Falle wahrheitswidriger Angaben kann ein An-
fechtungsrecht des Arbeitgebers oder die Mög-
lichkeit zur (außerordentlichen) Kündigung beste-
hen.

Unzulässige Fragen müssen nicht lediglich ingnoriert
werden, sondern dürfen sogar wahrheitswidrig 
beantwortet werden. Einem Bewerber soll nicht 
zugemutet werden, sich durch schlüssiges 
Schweigen verraten zu müssen.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Informationsfluss

An Arbeitnehmer

Existenzielle Bedeutung

Rechtliche Auswirkungen

Auch für den Arbeitnehmer können bestimmte Informa-
tionen von existenzieller Bedeutung sein, bei-
spielsweise die mangelnde Solvenz eines Arbeit-
gebers oder die kurz bevorstehende Betriebs-
schließung. In diesen Fällen hat der Arbeitgeber 
eine Offenbarungspflicht, deren Verletzung ein 
Anfechtungs- oder Kündigungsrecht des Arbeit-
nehmers oder Schadensersatzansprüche nach 
sich ziehen kann.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Bewerberauswahl

Personalfragebogen

Auswahlrichtlinien

Nach § 94 I 1 BetrVG bedürfen Einführung und Ausge-
staltung von Personalfragebögen der Zustimmung 
des Betriebsrats. Es handelt sich um ein echtes 
Mitbestimmungsrecht, das nach § 94 I 2 BetrVG 
über einen Einigungsstellenspruch erzwingbar ist.

Auswahlrichtlinien können in Betrieben bis zu 500 Arbeit-
nehmern nur vom Arbeitgeber erzwungen werden 
(§ 95 I 2 BetrVG), in größeren Betrieben auch 
durch den Betriebsrat (vgl. § 95 II BetrVG).
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Vorstellungskosten

Erstattungsfähigkeit

Erstattungsumfang
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Vorstellungskosten

Erstattungsfähigkeit

Arbeitgeberseitige Veranlassung

Erstattung nicht ausgeschlossen

Analog § 670 BGB besteht ein Erstattungsanspruch von 
Bewerbern wegen der nach den Umständen 
erfor-derlichen Bewerbungskosten, sofern es 
eine Auf-forderung zur persönlichen Vorstellung 
gab (auch auf Initiativbewerbung).
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Bewerbungsphase

Vorstellungskosten

Erstattungsumfang

Mobilitätskosten

Sonstige Kosten

Zu den Mobilitätskosten gehören insbesondere Fahrt-
kosten. Die Fahrt mit dem eigenen Pkw ist nicht 
unangemessen. Erhöhte Aufwendungen (Fahrten 
erster Klasse mit der Bahn, Flugkosten, Hotelauf-
enthalt) dürften nur im Einzelfall den Umständen 
nach erforderlich sein.

Lediglich angeforderte Bewerbungsunterlagen sind Be-
werbern bei erfolglosem Durchlaufen des Verfah-
rens auf eigene Kosten zurücksenden (ansonsten 
nur, wenn ausreichend frankierter Rückumschlag 
beiliegt). Zeitaufwand und Verdienstausfall sind 
nicht erstattungsfähige Posten.


